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ten beteilige. Für den Zeitraum ab Januar 2019 erliess 
sie eine separate Verfügung, gemäss der sie die medi-
zinische Pflege direkt mit der Spitex abrechne, einen 
Beitrag für die nichtmedizinische Pflege hingegen 
ablehne. Gegen beide Verfügungen liess der Versi-
cherte Einsprache erheben. Im Einspracheverfahren 
betreffend den Zeitraum bis Ende 2018 anerkannte 
die Unfallversicherung, dass sie den tatsächlichen 
Aufwand der Spitex für Bedarfsabklärungen und 
 Behandlungspflege sowie medizinisch indizierte 
Grundpflege übernehmen muss, allerdings nicht 
zum in Rechnung gestellten Tarif. Darüber hinaus 
wies sie die Einsprache ab. Die Einsprache betreffend 
den Zeitraum ab 2019 wies die Unfallversicherung 
vollumfänglich ab. 

Gegen beide Einspracheentscheide erhoben so-
wohl der Versicherte als auch dessen Krankenversi-
cherung Beschwerde beim Verwaltungsgericht des 
Kantons Schwyz. Der Versicherte beantragte für den 
Zeitraum bis 31. Dezember 2018 die Übernahme der 
gesamten effektiven Pflegekosten der Spitex für Ab-
klärung/Beratung, Behandlungspflege und Grund-
pflege durch die Unfallversicherung entsprechend 
dem von der Spitex verwendeten Tarif. Für den Zeit-
raum ab 1. Januar 2019 verlangte er – zusätzlich zur 
dort unbestrittenen Übernahme der Kosten für die 
Behandlungspflege – die Übernahme der Kosten der 
gesamten Grundpflege. Die Krankenversicherung 
verlangte die Übernahme der Vollkosten für die ge-
samte Grundpflege durch den Unfallversicherer. Das 
Verwaltungsgericht vereinigte die Verfahren.

Erwägungen 

In seinem Urteil zeigt das Verwaltungsgericht zu-
nächst auf, dass die 2017 in Kraft getretene Bestim-
mung zur Hilfe und Pflege zu Hause (Art. 18 UVV) 
eine weitergehende Leistungspflicht der Unfallversi-
cherung als die bis dahin geltende Bestimmung vor-
sieht. Mit der Revision per 1. Januar 2017 wurde neu 
auch ein Anspruch auf nichtmedizinische Hilfe 
(Grundpflege) eingeführt. Vorgängig ist daher zu 
prüfen, welches Recht auf den vorliegenden Unfall, 
der sich vor dem Inkrafttreten der neuen Bestim-
mung ereignete, anwendbar ist. Die Übergangs-
bestimmungen enthalten keine ausdrückliche 
 Regelung. Eine Weitergeltung der bisherigen Bestim-
mungen würde einen Widerspruch zur staatsvertrag-
lichen Leistungspflicht (zumindest in Bezug auf 

Sozialversicherungsrecht

Nr. 131 

Urteil des Verwaltungsgerichts Schwyz, 
 Kammer I, vom 9. September 2020 (I 2019 74,  
I 2019 77, I 2019 100) 

Leistungspflicht der Unfallversicherung für Hilfe 
zu Hause (Art. 18 Abs. 2 lit. b UVV)
Mit der Revision der Unfallversicherungsverordnung 
per 1. Januar 2017 wurde ein Anspruch auf nichtme-
dizinische Hilfe eingeführt, soweit diese nicht bereits 
durch eine Hilflosenentschädigung abgegolten wird 
(Art. 18 Abs. 2 lit. b UVV). Diese Bestimmung schliesst 
nicht aus, dass Leistungen für nichtmedizinische 
 Hilfe an Versicherte erbracht werden, die eine Hilf-
losenentschädigung beziehen. Die Leistungskumu-
lation darf lediglich nicht zu einer Überentschädigung 
führen. Bei der Überentschädigungsberechnung ist 
zu beachten, dass die Hilflosenentschädigung auch 
der Entschädigung von Drittleistungen dient, die nicht 
zu den Pflegeleistungen gehören.

Sachverhalt

Der 1967 geborene Versicherte erlitt bei einem Unfall 
im Jahr 2001 eine Tetraplegie. Seine obligatorische 
Unfallversicherung übernahm in der Folge die Kos-
ten für die Heilbehandlung und richtete Taggelder 
aus. Seit 2003 bezieht der Versicherte eine Invaliden-
rente ausgehend von einem IVGrad von 100% sowie 
eine Hilflosenentschädigung wegen einer Hilflosig-
keit schweren Grades. Für die Pflegekosten sprach die 
Unfallversicherung einen Betrag von 1756 Franken 
pro Monat zu. 

Da der Pflegebeitrag nicht mehr ausreichte, um die 
SpitexKosten zu decken (die Gemeinde hatte zuvor 
die fälschlicherweise erbrachte Restfinanzierung ein-
gestellt), ersuchte der Versicherte im Juli 2017 seine 
Unfallversicherung, den Pflegebeitrag anzupassen. 
Er bat um Übernahme der gesamten Pflegekosten. 
Dies lehnte die Unfallversicherung ab. Nach umfang-
reicher Korrespondenz erliess sie am 7. Februar 2019 
eine Verfügung, wonach sie sich bis 31. Dezember 
2018 mit 1900 Franken pro Monat an den Pflegekos-
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gung gedeckt) zu übernehmen und direkt mit dem 
Leistungserbringer abzurechen. Soweit die Parteien 
darüber hinaus die anwendbaren Tarife für die Pfle-
geleistungen zum Streitgegenstand erklären, ist dar-
auf nicht einzutreten, da das Tarifwesen das Verhält-
nis von Unfallversicherer und Leistungserbringer 
betrifft. 

Im Ergebnis heisst das Verwaltungsgericht die Be-
schwerden gut, soweit darauf eingetreten werden 
kann, und weist die Sache zur Neubeurteilung (insb. 
zur Vornahme einer Überentschädigungsberech-
nung) an die Vorinstanz zurück. 

Bemerkungen 

Die Frage, ob die revidierte Bestimmung für Pflege 
und Hilfe zu Hause auch auf alte Unfälle Anwendung 
findet, ist von den kantonalen Gerichten bisher un-
terschiedlich beantwortet worden. Die vom Verwal-
tungsgericht des Kantons Schwyz hier vertretene 
Auffassung wurde inzwischen vom Bundesgericht 
bestätigt. Der revidierte Art. 18 UVV findet auch auf 
Unfälle Anwendung, die sich vor 2017 ereigneten 
(Urteil 8C_706/2019 vom 28. August 2020). 

Von zentraler Bedeutung erscheinen daher nicht 
mehr die Erwägungen des Verwaltungsgerichts zum 
anwendbaren Recht, sondern zum Verhältnis von 
Hilflosenentschädigung und Leistungspflicht für 
nichtmedizinische Hilfe zu Hause. Hierzu liegt ak-
tuell noch kein höchstrichterliches Urteil vor. Das 
Verwaltungsgericht zeigt überzeugend auf, dass ne-
ben der Hilflosenentschädigung ein Beitrag an die 
nichtmedizinische Hilfe zu Hause geschuldet ist, 
sofern die Pflegekosten den anrechenbaren Anteil 
der Hilflosenentschädigung übersteigen. Dieses Ur-
teil ist wegweisend, weil es die Unfallversicherungen 
bisher ablehnten, bei Personen mit einem hohen 
(Grund)Pflegebedarf die gesamte nichtmedizinische 
Hilfe zu übernehmen. Entweder stellen sie sich, wie 
hier die Beschwerdegegnerin, auf den Standpunkt, 
dass neben der Hilflosenentschädigung überhaupt 
kein Beitrag an die nichtmedizinische Hilfe geschul-
det ist, oder sie machen, so etwa die Suva, geltend, 
dass sämtliche Pflegehandlungen, die im Zusam-
menhang mit alltäglichen Lebensverrichtungen ste-
hen, unabhängig von deren Kosten durch die Hilflo-
senentschädigung abgegolten werden. Dies hat zur 
Folge, dass Versicherte unter Umständen auf hohen 
ungedeckten Pflegekosten sitzen bleiben. Beiden 
Auffassungen erteilt das Verwaltungsgericht eine 
klare Abfuhr, indem es festhält, dass Hilflosenent-
schädigung und Pflegebeitrag die effektiven Pflege-
kosten decken müssen. Dies überzeugt, da das UVG 
keine Kostenbeteiligung der versicherten Person vor-
sieht und die UVGTeilrevision vom 25. September 

 Berufsunfälle und Berufskrankheiten) darstellen. 
Dieser Widerspruch sollte mit der Revision von 
Art. 18 UVV gerade beseitigt werden. Zudem hätte 
eine Anwendung des alten Rechts auf Unfälle, die 
sich vor der Revision ereigneten, eine nicht nachvoll-
ziehbare und sachlich unbegründete Ungleichbe-
handlung zur Folge. Das Verwaltungsgericht kommt 
daher zum Schluss, dass entgegen der Haltung der 
Unfallversicherung neues Recht anzuwenden ist. So-
mit muss diese auch für die nichtmedizinische Hilfe 
(Grundpflege) aufkommen. 

Es stellt sich sodann die Frage, ob mit der Ausrich-
tung der Hilflosenentschädigung sämtliche Ansprü-
che des Versicherten auf nicht medizinische Hilfe im 
Sinne von Art. 18 Abs. 2 lit. b UVV abgegolten sind 
oder daneben bzw. darüber hinaus eine weitere Leis-
tungspflicht des Unfallversicherers besteht. Wie das 
Verwaltungsgericht festhält, lässt der Wortlaut von 
Art. 18 Abs. 2 lit. b UVV den Schluss nicht zu, dass 
der Bezug einer Hilflosenentschädigung zusätzlich 
zu entschädigende nichtmedizinische Hilfe und Pfle-
ge ausschliesst. Über die Hilflosenentschädigung 
hinausgehende Kosten für die nichtmedizinische 
Pflege, die insbesondere bei schwer pflegebedürftigen 
Tetraplegikern anfallen können, fallen unter die Bei-
tragspflicht nach Art. 18 Abs. 2 lit. b UVV. Dafür spre-
chen auch Sinn und Zweck der UVGRevision,  gemäss 
der die Pflege zu Hause uneingeschränkt übernom-
men wird, ohne dass sich der Versicherte an den Kos-
ten beteiligen muss. 

Die Kumulation von Hilflosenentschädigung und 
Leistungen für die nichtmedizinische Hilfe darf ein-
zig nicht zu einer Überentschädigung führen. Es ist 
daher erforderlich, Pflegeentschädigungen und Hilf-
losenentschädigung den tatsächlichen Pflege und 
sonstigen behinderungsbedingten Mehrkosten ge-
genüberzustellen. Im Umfang der nachgewiesenen 
Überentschädigung ist eine Kürzung der nichtmedi-
zinischen Hilfe zulässig. Allerdings darf bei der Über-
entschädigungsberechnung nicht die volle Hilflo-
senentschädigung berücksichtigt werden, da mit 
dieser auch Dienstleistungen Dritter abgegolten wer-
den, die nicht unter die Grundpflege fallen, wie 
 namentlich Dienstleistungen zur Kontaktaufnahme 
mit der Umwelt. Jedenfalls der dafür notwendige 
Aufwand ist von der Hilflosenentschädigung in Ab-
zug zu bringen, und nur der verbleibende Betrag darf 
bei der Überentschädigungsberechnung berücksich-
tigt werden. 

Zum Schluss stellt das Verwaltungsgericht klar, 
dass auch im Bereich der nichtmedizinischen Hilfe 
das Naturalleistungsprinzip gilt. Somit ist der betref-
fende Versicherungsträger Schuldner der infrage ste-
henden Leistung. Die Beschwerdegegnerin hat diese 
Leistungen daher vollumfänglich (soweit nicht 
durch die zu berücksichtigende Hilflosenentschädi-
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2015 gerade den Zweck verfolgte, dass die Unfallver-
sicherung die gesamte Hilfe und Pflege zu Hause 
übernimmt. Das Vorgehen mit einer Überentschä-
digungsberechnung, bei der nur ein Teil der Hilflo-
senentschädigung zu berücksichtigen ist, orientiert 
sich zudem an der gefestigten Rechtsprechung des 
Bundesgerichts zum Verhältnis von Hilflosenent-
schädigung der IV und Pflegeleistungen der Kran-
kenkasse nach Art. 7 Abs. 2 KLV (BGE 125 V 297 E. 5b, 
BGE 127 V 94 E. 3d). 

Thomas Wehrlin

zum Wohnbereich der Bestohlenen. Die bisher noch 
nicht rechtskräftige Verurteilung erfolgte daher auf-
grund des Geständnisses hinsichtlich der Vorgänge 
rund um die «Diebesfalle», im Übrigen wurde die 
Pflegefachfrau mangels Beweisen freigesprochen. 
Das Gericht sah eine bedingte Geldstrafe und eine 
Busse als angemessen an. Auf die Ausfällung eines 
Berufsverbotes verzichtete sowohl der Staatsanwalt 
in seinem Antrag als auch das Gericht im Urteil.  
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